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avec les autres partis. Que penser en 
effet de l’affirmation de 36 pour cent 
de toute la population qu’il y a trop 
d’étrangers? Ce n’est qu’une faible con-
solation que cette attidue atteint son 
niveau le plus bas dans l’électorat vert 
(24 pour cent). D’ailleurs, il est frap-
pant que les électorats du POSL et 
de “Déi Lénk” semblent beaucoup plus 
frileux sur la question de la présence 
étrangère. L’ADR, mais aussi le DP par 
contre semblent en voie de devenir 
le havre de ceux et celles qui perçoi-
vent l’immigration comme une menace 
– un havre divisé en secteur privé et 
public…  

Dans les questions de société, il s’avère 
que l’électorat vert est plus nuancé que 
ceux et celles qui font la politique verte: 
concernant les relations entre Etat et 
Eglise, ce ne sont pas les adeptes du 
parti vert qui se positionnent le plus 
radicalement, mais la clientèle de “Déi 
Lénk” et du POSL. Même chose pour la 
reconnaissance de l’homosexualité ou 
le droit à l’euthanasie, alors que c’est le 
parti écologiste qui a mené ces combats 
pendant des années. Le sujet de l’avor-
tement, où le parti vert a toujours sou-
tenu le droit de la femme de disposer de 
son corps, est également perçu de façon 
plus conservatrice par son électorat. 
Par contre, “Déi Gréng” séduit les adep-
tes du divorce, sans qu’il ait jamais 
milité spécialement pour cette cause. A 
voir le peu de crédit de l’institution du 
mariage et de la fidélité dans la popu-
lation entière, on pourrait voir dans le 
sujet du divorce un nouveau créneau 
électoral.

En tout cas, le mariage entre le parti vert 
et sa base électoral semble empreint de 
fidélité – même s’il se nourrit de malen-
tendus et de contradictions. Il paraît 
que ce n’est pas l’entente, mais l’incom-
préhension qui produit les couples via-
bles …

Renée Wagener
députée “Déi Gréng”

Die uns zur Verfügung gestellte Aus-
wertung liefert eine derartige Fülle 
von Zahlen, dass es diesbezüglich 
sehr schwierig ist, zu einer generellen 
Schlussfolgerung zu gelangen. Daher 
möchte ich mich darauf beschränken, 
einzelne Aspekte zu kommentieren. 

Zunächst möchte ich anmerken, dass 
ich solch voluminösen Umfragen gegen-
über sehr skeptisch bin. Erfahrene 
Demoskopen bestätigen nämlich, dass 
die “Opfer” solcher Umfragen sich sehr 
oft überfordert fühlen und besonders 
dann, wenn die Fragerei zu lange dau-
ert, am Ende nur darauf bedacht sind, 
möglichst schnell zu Ende zu kom-
men. Ich nehme die Umfrageergebnisse 
daher trotz der angegebenen Repräsen-
tativität des Musters mit der gebote-
nen Vorsicht zur Kenntnis.

Besonders in einem Punkt ist die Glaub-
würdigkeit der Ergebnisse in Frage 
gestellt, wenn auch aus einem anderen 
Grund: Bei den Parlamentswahlen von 
1999 hatte die Liste des ADR landes-
weit 11,31% der Stimmen erhalten, die 
der Grünen 9,07%. Die kurz nach diesen 
Wahlen durchgeführte Umfrage ergab 
bei der Frage 73: “Welche Partei würden 
Sie morgen wählen”, folgendes Ergeb-
nis: ADR 2%, Grüne 8%. Dieser Unter-
schied, der keineswegs durch einen 
Sinneswandel in der Wählerschaft zu 
erklären ist, ist derart krass, dass er 
entweder die Seriosität der Umfrage in 
Frage stellt, oder aber hinterfragt wer-
den muß. 

Gehen wir einmal davon aus, dass das 
Umfrageergebnis statistisch korrekt ist. 
Dann darf man daraus schließen, dass 
sehr viele ADR-Wähler Angst haben, 
sich als solche zu outen, selbst bei einer 
Umfrage. Das Phänomen ist übrigens 
nicht neu. Die Frage stellt sich nur, 
wieso. Ist dies die Frucht der gezielten 
Verunglimpfung (Populismus, Rechtsla-
stigkeit), der unsere Partei seit ihrer Ent-
stehung ausgesetzt ist? Wer möchte sich 
schon so abstempeln lassen, auch wenn 
diese Beschimpfungen jeder Grundlage 
entbehren? Fürchten die Befragten gar 
persönliche Nachteile, z.B. im Umgang 
mit staatlichen Instanzen? Dies scheint 
mir, aus persönlicher Erfahrung heraus, 
sogar sehr wahrscheinlich.

Allein dieses Phänomen, das schwierig 
zu untersuchen ist, weil die Betroffe-
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nen sich nicht aus der Deckung trauen, 
wirft ein überaus schiefes Licht auf 
den Zustand unseres demokratischen 
Systems. Wenn ein erheblicher Teil 
unserer Bevölkerung sich nur mehr in 
der Wahlkabine traut, seine politische 
Überzeugung zu äussern, dann sind 
wir von einer offenen, demokratisch 
geprägten Gesellschaft noch meilen-
weit entfernt.

Hieraus ergibt sich aber auch für die 
Auswertung der Umfrage ein schwer-
wiegendes Problem. Welchen Aussage-
wert haben die Umfrageergebnisse in 
Bezug auf das ADR, wenn nur ein 
geringer Teil des ADR-Elektorats sich 
als solches zu erkennen gegeben hat 
und die Antworten nur von denjeni-
gen stammen, die sich offen zum ADR 
bekennen? Es ist sehr gut möglich, dass 
sie in manchen Punkten auch eine aus-
geprägtere Position beziehen, als dieje-
nigen, die sich nicht offen bekennen 
wollen und das ist offenbar die Mehr-
heit. Mir scheint es höchst fraglich, 
diese Antworten als repräsentativ für 
das ADR anzusehen und ich werde 
mich daher diesbezüglich jeden Kom-
mentars enthalten. 

Soweit zu diesem Punkt, zu dem aller-
dings noch manches zu sagen wäre.

Die Einteilung des politischen Spek-
trums in das traditionelle links-rechts-
Schema hat sich meiner Ansicht nach 
größtenteils überlebt und die Wähler 
beurteilen die Parteien mehr und mehr 
anhand von konkreten, sie persönlich 
betreffenden Positionen, anstelle von 
Ideologien, mal davon abgesehen, dass 
die Programme sich heutzutage in vielen 
Punkten so angenähert haben, dass sie 
kaum noch voneinander unterscheidbar 
sind. Insofern ist auch die Einteilung 
der Befragten in das klassische links-
rechts-Schema meiner Ansicht nach mit 
Vorsicht zu genießen, weil viele nichts 
mehr damit anfangen können.

Die Feststellung, dass die Ausländer sich 
nur wenig mit den Luxemburger Par-
teien identifizieren, überrascht eigent-
lich nicht. Hier spielt einerseits das Spra-
chenproblem eine überragende Rolle, 
andererseits wohl auch die Tatsache, 
dass das Wahlrecht auf nationaler Ebene 
den Luxemburgern vorbehalten ist. Das 
ADR bleibt dennoch bei seiner bishe-
rige Position, die darin besteht, dass das 

nationale Wahlrecht mit der Luxembur-
ger Nationalität verknüpft bleiben soll. 

Allerdings müssen verstärkt Anstren-
gungen unternommen werden, die 
sprachliche Kommunikation zu verbes-
sern. Man sollte dabei davon ausgehen, 
dass das Luxemburgische auch weiter-
hin die hauptsächliche politische Kom-
munikationssprache bleibt, sei es im 
Parlament, sei es in Rundtischgesprä-
chen in Radio und Fernsehen. Hieraus 
ergibt sich einmal mehr die Notwen-
digkeit, durch ein breites und qualitativ 
hochstehendes Angebot an Luxembur-
gisch-Kursen, die ausländischen Mit-
bürger in die Lage zu versetzen, an 
unserem politischen Leben teilzuha-
ben.

Was die Akzeptanz gegenüber dem 
Zuzug von Ausländern anbelangt, über-
rascht es mich nicht, dass die Hälfte 
der Befragten dies an die Bedingung 
knüpft, dass sie auf dem Arbeitsmarkt 
gebraucht werden und fast 40% diesbe-
züglich strikte Beschränkungen einfüh-
ren wollen. Es bestärkt mich in der Auf-
fassung, dass der hohe Ausländeranteil 
solange in der Bevölkerung akzeptiert 
wird, wie ein Mangel an Arbeitskräf-
ten besteht und dass diese Situation 
sich sehr schnell ändern wird, wenn die 
Lage auf dem Arbeitsmarkt sich ein-
mal verschlechtern sollte. Was die dies-
bezüglich sehr reservierte Haltung der 
ADR-Wähler anbelangt, verweise ich 
nachdrücklich auf die eingangs gemach-
ten Bemerkungen bezüglich der Reprä-
sentativität der ADR-Antworten.

Bezüglich des Verhältnisses zwischen 
Kirche und Staat ist für mich vor allem 
ein Resultat überraschend. Es ist dies 
der relativ hohe Grad an Zustimmung 
(72%) für finanzielle Unterstützung 
unter der Vorbedingung der Transpa-
renz bezüglich der Verwendung dieser 
Gelder. Überraschend auch der hohe 

Grad an Zustimmung bei der Wähler-
schaft der eher als links einzustufenden 
Parteien. Dieses Resultat steht eigent-
lich im Widerspruch zum Ergebnis der 
Frage 1, wo eine Mehrheit von 49 zu 
40 die Meinung äußert, die öffentliche 
Finanzierung sei nicht als gerechtfer-
tigt anzusehen. 

Dagegen finden nur 35%, dass die 
öffentliche Kirchenfinanzierung mit 
einem laizistischen Staat unserer Zeit 
nicht vereinbar sei. Auch dies ist eine 
Erkenntnis, die verwundern tut, weil 
der starke Rückgang an kirchlicher 
Praxis in der Bevölkerung eher auf 
einen höheren Prozentsatz an Ableh-
nung schließen ließ. 

Was die gesellschaftspolitischen Fragen 
(Homosexualität, Abtreibung, Schei-
dung, Euthanasie, Selbstmord) anbe-
langt, ist es schwierig, unter den Ant-
worten eine einheitliche Linie festzu-
stellen. So scheint mir die Akzeptanz 
für Abtreibung und Euthanasie mit 
jeweils 33% sehr hoch, während das 
Recht auf Selbstmord “nur” auf 17% 
kommt. Bemerkenswert auch die 56% 
(gegen 35%), die mit einer Abtreibung 
einverstanden sind, wenn die Mutter 
sich in einer materiellen Notlage befin-
det!

Bei den Antworten zur Frage “Schei-
dung oder Nicht-Scheidung” zeichnet 
sich das heutige Gesellschaftsbild deut-
lich ab. Trotzdem scheint mir die gene-
relle Zustimmung zur Scheidung als 
Problemlösung mit 64% erstaunlich 
hoch, insbesondere, weil hierbei das Los 
der Kinder als Hauptleidtragende offen-
bar keine größere Rolle spielt. 

Jedenfalls zeigen diese Ergebnisse deut-
lich auf, dass die luxemburgische Gesell-
schaft sich im Laufe der Zeit erheblich 
gewandelt hat. Sie ist in vielen Punk-
ten offener und toleranter geworden. 
Ob sich diese Toleranz gegenüber den 
Immigranten auch in schwierigen Zei-
ten bewähren wird, ist allerdings eher 
zu bezweifeln. Daher ist es doppelt 
bedeutsam, eine weitreichende Inte-
grationsphilosophie zu entwickeln, die 
weit über das Vermitteln minimaler 
Sprachenkenntnisse hinausgeht. Hier-
bei könnte man sich beispielsweise am 
holländischen Modell inspirieren.

Robert Mehlen
 ADR-Nationalpräsident
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